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Protokoll von Franzjörg Krieg

Die Notizen erfassen Stimmungen und Tendenzen der Referate, ersetzen aber nicht eine systematische Beschäftigung mit dem Gegenstand

Aus der Gruppenarbeit / Gruppe NE und alle Mitwirkenden, die keiner der anderen Gruppen zuzuordnen sind / Gruppenleitung Franzjörg Krieg:

Fragen an Prof. Proksch

1. Inwieweit ist die bisherige familiengerichtliche Praxis in vielen Fällen nicht fahrlässige Beihilfe zur Missachtung der Rechte von Kindern?

2. Was können Sie dazu beitragen, dass der Komplex nicht ehelicher Elternschaft überhaupt erst statistisch untersucht wird?

3. In konflikthaften Fällen wird standardmäßig die alleinige Sorge installiert. 

Gibt es Untersuchungen, die unsere Annahme stützen, dass konflikthafte Fälle nur damit deeskalieren können, dass sie durch die Installierung eines gemeinsamen Sorgerechtes rechtlich ausbalanciert werden?

Welche weiteren Untersuchungen wären dafür nötig?

Fragen an das Cochemer Modell

1. Wie verfahren Sie mit nicht verheirateten Eltern, wenn z.B. ein nicht ehelicher Vater Antrag auf gemeinsame Sorge stellt?

Inwieweit hat das Klima in Cochem dazu geführt, dass möglicherweise nicht verheiratete Mütter nach Trennung der gemeinsamen Sorge von sich aus zustimmen und wie hoch ist der Anteil?

Wie viele dieser Mütter blockieren diese Möglichkeit durch Wegzug?

2. Wie relevant würden Sie das PAS-Syndrom in Ihrem Bereich einschätzen?

3. Wie können wir Ihnen als Verband bei dem Bemühen helfen, dieses Modell zu verbreiten und zum Standard zu erheben? Auf welche Weise können wir Sie bei der Verbreitung unterstützen?

Stehen Sie regional als Referenten für eine Präsentation zur Verfügung?

Das Cochemer Modell

Referat vom Vertreter des Jugendamtes, Herrn Lengowski

· ASTERIX-PRINZIP: Auch wenn die Meisten das noch anders machen, wird Neuland betreten, auch gegen Widerstände in den eigenen Professionen

· Initiative ging vom Jugendamt aus.

Organisatorische Leitung hat das Jugendamt.

· Jede Profession bleibt für sich. Kein Verein. Keine Abhängigkeiten.

· Kooperation als gleichwertige Partner. Nur dadurch ist Kritik möglich und wird ernst genommen.

· Synergie-Effekte. Das Ganze ist mehr als die Summe der Teile. Sogwirkung.

· Das Ganze ist keine Utopie, keine Theorie. Es ist gelebte Praxis.

· Monatliche Treffen, 18 Uhr mit Rücksicht auf die Anwälte.

Ort wechselt und der Hausherr hat den Vorsitz.

Themen werden vorher festgelegt (z.B. Anwalt des Kindes, Kindeswohl.... – immer 

auf das Kind bezogen)

Die Treffen sorgen dafür, dass man sich gegenseitig kennen und schätzen lernt

In den monatlichen Sitzungen gibt es keine Behandlung von Einzelfällen, sondern nur 

Erörterungen der Bedingungen der Zusammenarbeit.

· Ziel ist, die Eltern zu befähigen, die elterliche Sorge gemeinsam auszuüben.

Sie bieten nur Hilfe dafür, dass die Eltern ihr Problem selbst lösen. Es wird für sie nicht gelöst.

· Schon drei Fortbildungsveranstaltungen mit Lehrern und Schulräten. Es gab zunächst das Problem der Fahrtkosten. Das Jugendamt setzte dann einfach die Veranstaltung an, das Schulamt machte daraus eine Dienstbesprechung. Die Lehrer meinten zunächst, sie hätten keine Trennungskinder in ihrer Klasse. Sie ignorierten die Existenz des Problems.

· Durch Öffentlichkeitsarbeit und Tagungen wurde erreicht, dass die Eltern die Gemeinsame Sorge wollen und dass sie inzwischen auch schon gemeinsam vor der Trennung zum Jugendamt kommen, teilweise mit Kind und gezielten Vorstellungen.

· Schweigepflicht: Beratung und Stellungnahmen nach § 50 (die meist nicht nötig ist!) wird von einer Person durchgeführt und die Frage, ob die Daten und Erkenntnisse aus der Beratung bei einer Stellungnahme verwendet werden dürfen, wird schon am Anfang gestellt.

Stellungnahmen gibt es nur noch sehr selten, weil die Probleme schon auf der 

Beratungsebene beim Jugendamt gelöst werden. 

· Die Anwälte schicken die Eltern zur Beratung und machen ihnen klar, dass dies unumgänglich ist.

· Väter waren früher immer die Schlimmsten. Sie haben geheult und waren eine schwere Last. Keiner im JA wollte das machen.

Das JA hat sich verändert. Es will helfen. Es arbeitet jetzt so, dass ihre Beratung 

ankommt. Die kommt jetzt an und wird dadurch befriedigend und effektiv. 

Es macht Spaß! Es wird zum Hobby!

· Was kann man tun, diese Erfahrungen zum Standard in der Kinder- und Jugendhilfe zu machen?

· Sie haben es einfach getan. Sie haben ohne Direktive gehandelt.

· Installierung einer Landeskonferenz der Arbeitsgemeinschaften Trennung und Scheidung Rheinland Pfalz.

Es wird der Versuch unternommen, die Ergebnisse zum Standard zu erheben.

Durch Formulierung von Ausführungsbestimmungen sollen die Standards verbreitet werden.

· Von 43 Jugendämtern sind schon 27 (?) beteiligt.

Referat von Richter Jürgen Rudolph

· Familienrichter sind schlecht ausgebildet – sie haben in den Bereichen, die sie dringend brauchen, keine Ausbildung.

· Sie haben ein Instrument, eine gefährliche Waffe, mit der sie nie gelernt haben, sozialverträglich umzugehen. 

· Wollte eigentlich nie Familienrichter sein.

Inzwischen ist er froh – bekommt viel positives Feedback.

· BVerfG-Entscheidung zum alten § 1671 gab die Möglichkeit, initiativ zu werden.

· Richter versucht, aus der Sicht der Kinder nachzuvollziehen. 

· Gemeinsame Sorge = gemeinsame Elternverantwortung, ist kein rechtliches Konstrukt sondern ein Faktum, das grundsätzlich nicht zur Disposition steht.

· 1972 – 20% GS, 1996 – 60% GS, 1998 – 100% GS (dies entspricht der gesetzlichen Rechtslage!)

Der 01.07.1998 brachte nichts Neues. Alles wurde schon vorher so geregelt.

· Konsens der Eltern ist Pflicht!

„Ihr legt mir euer Kind auf den Richtertisch. Schämt ihr euch nicht?“

· Anwälte vertreten die Rechte der Eltern, der Richter die des Kindes.

· Vereinbarung Richter und Anwalt: 

Kurzfristige Verfahrenstermine innerhalb von 14 Tagen! 
Keine Schriftsätze – nur ein Antrag!

Keine Stellungnahmen des JA, dafür aber kurzfristiger Haustermin bei den Betroffenen und Anwesenheit bei der Verhandlung.

· Ziel: Die Eltern müssen auf der Elternebene ins Gespräch kommen.

· Anwälte haben weniger Arbeit und zufriedenere Mandanten.

· Öffentlichkeitsarbeit: Die gesamte Bevölkerung weiß, dass alle Anwälte eingebunden sind. Es gibt nur noch das GS.

· In hochstrittigen Fällen, in denen es keine Einigung in der Verhandlung gibt:

Unterbrechung der Verhandlung und sofortiger Beginn der Beratung in der Beratungsstelle. Das Damoklesschwert des Verfahrens schwebt. 

· Die Beratung ist selbstständig und unterliegt nicht der richterlichen Kontrolle

· Von 1998 bis 2002 wird in 96% aller Fälle aus der unfreiwilligen Kooperation eine freiwillige (konsensuale Regelungen).

· Die Eltern bekommen kostenlos eine hoch qualifizierte professionelle Beratung, bis Einigkeit erzielt ist, die die Anwälte dann dem Gericht signalisieren. 

· 1996-1999 keine einzige strittige Entscheidung in Sorge- und Umgangsfällen.

· Proksch bestätigt die Erfahrungen aus Cochem vollständig.

· Auch Trennungen von den Großeltern werden vermieden.

· Durch die Einbindung aller Professionen auf gleichberechtigter Basis ist die Kooperation aller Eltern auch in hochstrittigen Fällen möglich.

· Es gibt durch die Einigung keine Rechtsmittel

· Es gibt keine Alternative zur konsensualen Regelung. Alle Professionen dienen diesem Zweck. 

· Der Kontakt beider Eltern zum Kind muss bestehen bleiben – auch bei verschiedenen Erziehungsstilen und –konzepten.

· Verfahrenspfleger gibt es nicht, weil alle als Verfahrenspfleger arbeiten.

· Sachverständigengutachten sind drastisch zurück gegangen. Gutachten sind verfahrensbegleitende Maßnahme und nicht Vorgabe für richterliche Entscheidung. 

· Dass es bei den ersten Gesprächen streitender Paare nach evtl. längerer Gesprächslosigkeit unter dem Dach des Gerichtes oder JA hoch hergehen kann, muss zugelassen werden.
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